[image: Cover-Abbildung]

		
			
			Alexander Thiele

			
			
				
					Rechtspopulismus und der demokratische Verfassungsstaat
				

			

			[Was bedeutet das alles?]

			
			 
			
			
				 
				 
				 
			

			
			Reclam

			
			 
			
		
	
		
			
			 
			 
			
			 
			
				Der Verlag behält sich die Verwertung der urheberrechtlich geschützten Inhalte dieses Werkes für Zwecke des Text- und Data-Minings nach § 44b UrhG ausdrücklich vor. Jegliche unbefugte Nutzung ist ausgeschlossen.

				 

				RECLAMS UNIVERSAL-BIBLIOTHEK Nr. 962621

				2026 Philipp Reclam jun. Verlag GmbH, Siemensstraße 32, 71254 Ditzingen

				Covergestaltung: Cornelia Feyll, Friedrich Forssman

				Gesamtherstellung: Philipp Reclam jun. Verlag GmbH, Siemensstraße 32, 71254 Ditzingen

				Made in Germany 2026

				RECLAM, UNIVERSAL-BIBLIOTHEK und RECLAMS UNIVERSAL-BIBLIOTHEK sind eingetragene Marken der Philipp Reclam jun. GmbH & Co. KG, Stuttgart

			

			
			 
			ISBN 978-3-15-962621-5

			ISBN der Buchausgabe 978-3-15-014790-0

			reclam.de  |  info@reclam.de

			
		
	
		
			
			 
			
				
					Inhalt
				

			
			
			 
			 
				»Denn wer über Populismus ...
	1 Bedrohte Demokratie?
	2 Das demokratische Grundversprechen
	3 Die vermeintliche und die wahre Unterhöhlung des Grundversprechens
	4 Weltweite Ursachen
	5 Sieben Vorschläge und ein Ausblick	1. Zusammenhalt der demokratischen Parteien
	2. Bewusster Umgang mit der eigenen Sprache
	3. Die Grenzen des Rechtsstaats wahren
	4. Individualismus und Gemeinsinn verbinden
	5. Realistische Einschätzung demokratischer Leistungsfähigkeit
	6. Lösungen für die neue soziale Frage
	7. Eine demokratische Zukunftserzählung


	Anmerkungen
	Literaturhinweise
	Dank
	Zum Autor


			
		
	
					»Denn wer über Populismus redet, kann von Demokratie und Liberalismus nicht schweigen.«

					 Jan-Werner Müller

				
 

					»Everyone’s unbothered ’til they’re not.«

					 Taylor Swift

				

					1 Bedrohte Demokratie?

				»Nie in der Geschichte unseres wiedervereinigten Landes waren Demokratie und Freiheit so angegriffen.«1 Diese Einschätzung des Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier aus seiner Rede zum 9. November 2025 dürften viele von uns teilen.
Tatsächlich sind demokratische Verfassungsordnungen in den letzten Jahren weltweit unter wachsenden Druck geraten, auch wenn die objektive Messung des demokratischen Verfalls weniger leicht fällt als vermutet. »In der gesamten Welt erstarken seit einigen Jahren die rechtspopulistischen Kräfte«,2 konstatierte unlängst aber auch der Philosoph Julian Nida-Rümelin, und ähnlich hielt der New Yorker Medien- und Kommunikationswissenschaftler Arjun Appadurai noch vor der ersten Amtszeit Donald Trumps 2015 fest:

					Die entscheidende Frage unserer Zeit ist, ob wir gerade die weltweite Ausmusterung der liberalen Demokratie und ihre Ersetzung durch irgendeine Form des populistischen Autoritarismus erleben.3

				
Kurz nach Amtsübernahme des 45. US-Präsidenten konstatierte der Berliner Rechtswissenschaftler Christoph Möllers 2017 dann bereits: »Ob liberale Demokratien überleben, erscheint heute überraschend ungewiss.«4
Seitdem sind die Dinge nicht besser geworden, im Gegenteil: In einigen europäischen Ländern regieren rechtspopulistische oder »illiberale« Regierungen, wie in Italien, in anderen europäischen Staaten sind entsprechende Strömungen an der Regierung beteiligt, wie in den Niederlanden, Finnland oder der Slowakei. In Österreich wäre mit Herbert Kickl Anfang 2025 beinahe eine Person an die Macht gekommen, die man kaum noch als rechtspopulistisch, sondern eher als rechtsradikal bezeichnen muss. In Polen ist mit dem Wahlsieg Donald Tusks zwar die Ablösung der Pis-Partei geglückt, doch zeigt sich dort seitdem, wie schwer es ist, die angerichteten Beschädigungen der demokratischen Ordnung mit rechtsstaatlichen Mitteln zu reparieren. Der Frust darüber hat Mitte 2025 dazu geführt, dass der dem rechtspopulistischen Lager zuzurechnende Karol Nawrocki zum Staatspräsidenten gewählt wurde, der seitdem bemüht ist, das politische System zu lähmen. Wie es in Ungarn weitergeht, wird man sehen. In Frankreich scheint das semipräsidentielle Regierungssystem mehr als nur angeschlagen: Ob sich Emmanuel Macron bis zum Ende seiner regulären Amtszeit wird halten können, ist unsicher. Was danach kommen könnte, wagt man kaum auszusprechen, selbst wenn man mit der Bilanz Macrons unzufrieden sein kann.
Insgesamt zeigt sich damit eine Verschiebung des politischen Spektrums nach rechts, die freilich mit einer erstaunlichen Geschwindigkeit voranschreitet.
Zur Erinnerung: Als Anfang der 2000er Jahre mit Jörg Haider ein Rechtspopulist der FPÖ an der österreichischen Regierung beteiligt werden sollte, führte das zu einem Aufschrei der Europäischen Union, die sogar Sanktionen einschließlich eines Stimmentzugsverfahrens nach Art. 7 EUV (der sogenannten »nuklearen Option«) in Erwägung zog, um ihrem Unmut Ausdruck zu verleihen. Das blieb letztlich zwar aus, gleichwohl einigten sich die Mitgliedstaaten zumindest außerhalb des formalen Unionsrahmens (was aus juristischer Sicht nicht unproblematisch war),5 die diplomatischen Beziehungen zu Österreich auf ein Minimum zu reduzieren, weil man dieser Entwicklung jedenfalls nicht tatenlos zuschauen wollte.
Rund 25 Jahre später wurde ein potentieller Bundeskanzler Herbert Kickl bereits mehr oder weniger achselzuckend hingenommen, Sanktionen oder die Einleitung eines Art.-7-Verfahrens wurden von keiner Seite vorgebracht – angesichts des veränderten Zeitgeistes wäre das auch eine eher abwegige Reaktion gewesen.
Schauen wir über die Grenzen der Europäischen Union hinaus, zeigen sich 2026 ähnliche Entwicklungen mit der von Nigel Farage geführten Partei Reform UK nicht nur in Großbritannien und in Indien unter Narendra Modi, sondern vor allem in den USA, wo die zweite Amtszeit Donald Trumps belegt, dass dieser auf rechtsstaatliche Begrenzungen und den Schutz von Minderheiten wenig gibt.6 Stattdessen überschüttet er gegen ihn Protestierende KI-animiert mit Beleidigungen und Dreck. Die Abschiebebehörde ICE machte Anfang 2026 beinahe täglich mit neuen rechtsstaatswidrigen Aktionen auf sich aufmerksam, während der Präsident in der Karibik völkerrechtswidrig Menschen umbringen ließ, von denen er behauptete, dass sie im Drogenhandel aktiv seien (Operation Southern Spear) – ohne jede Einbeziehung des Kongresses, der Gerichte oder irgendwelche moralischen Bedenken. Anfang 2026 ließ Trump den venezolanischen Präsidenten und seine Ehefrau völkerrechtswidrig in Gewahrsam nehmen (Operation Absolute Resolve), in Chile trat im März 2026 mit José Antonio Kast der Sohn eines ehemaligen Wehrmachtssoldaten und Vertreter der extremen Rechten das Amt des Staatspräsidenten an.
Und in Deutschland? Anfang 2024 bekannt gewordene Remigrationspläne einiger AfD-Sympatisant:innen und Rechtsradikaler (»Potsdamer Treffen«) sorgten für landesweite Proteste und ein Aufbäumen demokratischer Bewegungen. Noch Mitte des Jahres 2024 wurde von der AfD (unter anderem vom Thüringer Landesvorsitzenden Björn Höcke) daher versucht, diesen Begriff positiv zu konnotieren oder umzudeuten, indem man ihn ausschließlich auf zurückkehrende Deutsche bezogen wissen wollte.
Im Januar 2025 hielt die Bundesvorsitzende Alice Weidel aber bereits eine Rede, in der sie ihre Pläne zur massenhaften Ausweisung von Asylbewerber:innen explizit als Plan zur Remigration bezeichnete – kein öffentlicher Aufschrei folgte, stattdessen stand die AfD in Wahlumfragen Ende 2025 erstmals vor der Union, obwohl (oder weil?) sie mit ihrer Radikalität nicht mehr hinter dem Berg hielt.
Bei der Neugründung der AfD-Jugendorganisation Generation Deutschland im November 2025 waren es dann die radikaleren Kandidat:innen, die den größten Applaus erhielten – von Mäßigung keine Spur.
Das AfD-Wahlprogramm für die Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 2026 zeigt diese Entwicklung mehr als deutlich: Remigration bildet nachgerade das Leitmotiv. Anfang des Jahres 2026 hielt der rechte Vordenker Martin Sellner zudem in ganz Deutschland Vorträge zu seinem Remigrationskonzept und diskutierte dieses öffentlich mit AfD-Funktionär:innen.
Das demokratische Lager zeigt sich gegenüber diesen Entwicklungen zunehmend hilflos, und auch die deutschen Unionsparteien schwanken zwischen betonter auch inhaltlicher Abgrenzung von und faktischer Übernahme einzelner AfD-Positionen hin und her.
Stellen diese globalen Entwicklungen aber auch eine Gefahr für die freiheitlich demokratischen Verfassungsordnungen der Welt und des Grundgesetzes dar? Oder sind es nur unangenehme, unerwünschte und bisweilen schwer zu ertragende Phänomene, die der Demokratie an sich aber nichts anhaben können? Denn immerhin: Alle genannten Personen und Parteien wurden demokratisch gewählt und berufen sich auf eine stetig größer werdende Akzeptanz und Beliebtheit in der Bevölkerung.
Dieses immer wieder zu vernehmende »Wahlargument« schließt eine Bedrohung für den demokratischen Verfassungsstaat und für das mit diesem verknüpfte Grundversprechen jedoch nicht aus. Der demokratische Verfassungsstaat erschöpft sich nicht im schlichten Wahlakt und in der reinen Mehrheitsentscheidung, sondern ruht auf inhaltlichen (bzw. materiellen) Voraussetzungen, die zwar nicht überspannt, aber auch nicht vernachlässigt werden dürfen.
Auf diese Voraussetzungen und deren rechtspopulistische Unterhöhlung werde ich daher zunächst eingehen, bevor ich untersuche, wo aus meiner Sicht die Ursachen für diese weltweiten Entwicklungen liegen. Denn wenngleich die Unterschiede in den einzelnen demokratischen Ordnungen und damit auch diejenigen der verschiedenen rechtspopulistischen Strömungen nicht negiert werden sollten, ist doch auffällig, dass die Erosionserscheinungen auf der gesamten Welt mehr oder weniger gleichzeitig zu verzeichnen sind. Dieser empirische Befund spricht dafür, dass hier auch allgemein-strukturelle Ursachen am Werk sind, die es herauszuarbeiten gilt und in denen nicht zuletzt die (ökonomische) Ordnung der Welt der letzten fünf Jahrzehnte wirksam wird: Die Gleichzeitigkeit der rechtspopulistischen Momente ist kein Zufall.
Im letzten Teil wird es schließlich um die Frage gehen, wie man diesen Entwicklungen begegnen, aber auch, wie man dies besser nicht tun sollte. Dass es den demokratischen Parteien an einer konsentierten Gegenstrategie mangelt, liegt meiner Ansicht nach nämlich auch daran, dass die zentralen Ursachen dieser Entwicklungen bewusst oder unbewusst nicht zur Kenntnis genommen oder verdrängt werden. Das wiederum dürfte an der Unwilligkeit liegen, eingestehen zu müssen, dass das demokratische System die Legitimitätserwartungen der Bevölkerung in einigen Bereichen gegenwärtig tatsächlich verfehlt. An diese konkreten Enttäuschungen können die Rechtspopulist:innen daher ohne größere Mühe anknüpfen. Das alte System und deren Eliten, so ihre Botschaft, können es nicht (mehr), wir aber wissen, wie es geht. Anders gewendet: Wer die Demokratie retten will, sollte sich weniger auf die rechtspopulistischen Strömungen und ihre Protagonist:innen und stärker auf die Behebung real existierender Defizite der demokratischen Verfassungsordnungen fokussieren.

					2 Das demokratische Grundversprechen

				Beginnen wir mit der ersten Frage: Stellen diese Entwicklungen eine Gefahr für die demokratischen Verfassungsordnungen im Allgemeinen und das Grundgesetz im Besonderen dar? Oder handelt es sich lediglich um Verschiebungen des politischen Zeitgeistes, der zwar nach rechts rückt, sich aber (noch) innerhalb des demokratischen Spektrums abspielt? Also Business as usual?
Entsprechende Einwände werden gegen ein Vorgehen gegen diese Strömungen immer wieder vorgebracht. Sie können aber, wie ich zeigen will, aus demokratietheoretischer Sicht nicht überzeugen. Bei den rechtspopulistischen Strömungen handelt es sich mithin nicht um gewöhnliche (sehr) konservative Parteien, die eine demokratische Ordnung schulterzuckend hinnehmen muss, sondern um ernsthafte Bedrohungen der Demokratie an sich.
Offensichtlich ist das allerdings nicht. Das hängt damit zusammen, dass es zunächst eines geteilten Leitmodells demokratischer Ordnungen bedarf,7 um diese Frage sinnvoll beantworten zu können, wie schon der Politikwissenschaftler Jan-Werner Müller betonte:

					Wer nicht zu sagen weiß, was demokratisch ist und was nicht, bleibt hilflos angesichts von Behauptungen, Populismus sei – auch wenn Populisten manchmal über die Stränge schlügen – doch eigentlich urdemokratisch, wenn nicht gar ›hyperdemokratisch‹.8

				
Erst an diesem Leitmodell kann die weltweite Entwicklung gespiegelt und eingeordnet werden, um herauszuarbeiten, dass und warum Rechtspopulismus so gefährlich ist. Mit anderen Worten: Die Frage, ob man in diesen Vorgängen ein Problem sieht, hängt davon ab, was man unter Demokratie versteht, oder besser: davon, was die jeweilige Verfassung unter Demokratie versteht. Genau hier dürfte einer der Gründe für die unterschiedlichen Wahrnehmungen und Bewertungen dieser Vorgänge in der Öffentlichkeit liegen, die vom Vorwurf einer völligen Überdramatisierung der Verhältnisse (›Wir sollten uns alle mal beruhigen!‹) bis zum resignativen Eingeständnis reichen, dass eigentlich alles schon zu spät und der Weg in den neuerlichen Faschismus kaum noch aufzuhalten sei.
Rufen wir uns in einem ersten Schritt also in Erinnerung, was das Wesen einer demokratischen Verfassungsordnung ausmacht (wobei ich mich auf einige zentrale Aspekte beschränken muss). Das, was eine Demokratie im Detail charakterisiert oder charakterisieren sollte, ist nämlich bis heute Gegenstand (oft emotional geführter) Debatten in der Fachwelt, aber auch in der allgemeinen Öffentlichkeit. Allzu häufig scheinen rechtspopulistische Strömungen von diesem Streit unter Demokrat:innen zu profitieren, weil sich Letztere dann mehr mit sich selbst und weniger mit der rechtspopulistischen Bedrohung beschäftigen – zuletzt etwa im Hinblick auf die Frage, wie sinnvoll es sei, von einer ›liberalen Demokratie‹ zu sprechen, oder ob in dieser (vermeintlich neuartigen) Verengung und Verrechtlichung des Demokratiebegriffs nicht bereits ein Teil des Problems auszumachen sein könnte.9
Anders als es auf den ersten Blick erscheinen mag, ist in dieser Hinsicht jedoch keineswegs alles umstritten – und das gilt insbesondere für das demokratische Grundversprechen, also die gegenseitige Anerkennung der gleichen politischen Freiheit aller. Denkt man sich jedes Individuum als gleich frei wie jedes andere, das daher prinzipiell autonom über seine eigenen Geschicke zu entscheiden vermag (und mit einem auf der Menschenwürde basierenden Menschenbild ist nichts anderes vereinbar), folgt aus dieser Grundannahme das Recht jedes einzelnen Mitglieds einer politischen Gemeinschaft, gleichberechtigt auch an allen kollektiven Entscheidungen mitzuwirken.10 Nur dann kann es, wie die Ethikprofessorin Danielle Allen treffend formuliert, dem Menschen umfassend gut gehen:

					Daraus folgt, dass menschliches Wohlergehen eine Frage sowohl privater Autonomie als auch öffentlicher Autonomie ist, wobei letztere eine sinnvolle Beteiligung an der kollektiven Entscheidungsfindung nach sich zieht. Das soll heißen, dass volles menschliches Wohlergehen eine Erfahrung politischer Gleichheit verlangt.11

				
Der Blick in die Verfassungsgeschichte bestätigt dieses Bild: Das lange 19. Jahrhundert lässt sich holzschnittartig mit den Schlagworten Emanzipation und Partizipation zusammenfassen, dem Wunsch also, sich einerseits (endlich) aus gesellschaftlichen Zwängen zu befreien (also private Autonomie zu erlangen) und andererseits an der reformierten Staatlichkeit gleichberechtigt mitzuwirken (also öffentliche Autonomie zu erlangen).
Diese gleiche politische Freiheit müssen sich seither alle Mitglieder eines demokratischen Gemeinwesens gegenseitig zusprechen – und das war in allen demokratischen Ordnungen ein langer Weg und bleibt eine ständige Herausforderung. Anders ausgedrückt: Demokratische Verfassungsordnungen sind stets unfertige normative Projekte. Nicht zuletzt die USA näherten sich diesem Zustand nach Ansicht nicht weniger Verfassungsrechtler:innen nicht schon im 19. Jahrhundert, sondern erst mit dem Voting Rights Act und dem Civil Rights Act aus den 1960er Jahren (vorläufig) an.
Umstritten ist aus einer theoretischen wie aus einer praktischen Perspektive vornehmlich die Frage, wie dieses Grundversprechen im Einzelnen organisiert und gesichert werden kann und ob beispielsweise an den demokratischen Diskurs noch weitergehende Anforderungen gestellt werden müssen. Die unterschiedlichen demokratischen Regierungssysteme finden in dieser Frage abweichende Lösungen, die auf spezifische gesellschaftliche Präferenzen zurückgehen – mit ihren je eigenen Vor- und Nachteilen.
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